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Neuropädiatrie	 decken	 laut	 Fächertapete	 (Konzept	 der	 hess.	 Hochschulmedizin	 2005)	
Gesamt-Hessen	ab.	

! Der	 mittelhessische	 Kinderklinik-Standort	 versorgt	 mit	 seinen	 320	 Betten	 jährlich	 knapp	
15.000	stationäre	(incl.	teilstationäre)	Patienten	und	betreut	kontinuierlich	mehr	als	7.000	
chronisch	 kranke	 Kinder	 (u.a.	 Kinder	 mit	 Mukoviszidose,	 angeborenen	 Stoffwechsel-
erkrankungen	und	Fehlbildungen,	 Insulin-abhängigem	Diabetes	mellitus,	Adrenogenitalem	
Syndrom,	 Hypothyreose,	 Epilepsie,	 Zerebralparesen,	 Muskelerkrankungen,	 Rheuma,	 M.	
Crohn	 und	 Coliitis	 ulzerasa,	 Zöliakie,	 Herzfehlern,	 Tumorerkrankungen,	 ehemalige	
Frühgeborene,	 psychosomatische	 Störungen)	 und	 stellt	 insgesamt	 als	 größte	 Kinderklinik	
Deutschlands	ein	umfassendes	Kompetenz-	und	Versorgungszentrum	dar.		

! Bis	 2013	 wurde	 das	 Neonatalscreening	 unter	 Gießener	 Leitung	 mit	 großer	 inhaltlicher	
Kompetenz	und	positiver	Bewertung	zur	großen	Zufriedenheit	der	hessischen	Kinder-	und	
Jugendmediziner	durchgeführt.	

! Die	derzeitige	 logistische	Durchführung	 (incl.	Gerätschaften	und	Personal)	 ist	weiterhin	 in		
Gießen	lokalisiert.	

Insofern	 wäre	 für	 die	 erfolgreiche	 Umsetzung	 und	 Weiterentwicklung	 des	 hessischen	
Kindergesundheitsschutzes	die	Implementierung	der	mittelhessischen	Kompetenzen	in	Leitung-	
und	Aufgabenzuweisung	des	HKVZ	förderlich.	
	

2)	 Die	Erweiterung	des	Beirates	um	eine	Hebamme	und	eine	Landesärztin	oder	eines	Landesarztes	
für	 Hör	 und	 Sprachbehinderte	 ist	 sehr	 zu	 begrüßen.	 Allerdings	 sollten	 im	 Beirat	 auch	 ein	
Vertreter	 der	 Kostenträger	 (Krankenkassen)	 und	 ein	 Vertreter	 der	 Eltern	 bzw.	
Selbsthilfegruppen	 (z.B.	 Kindernetzwerk)	 vorhanden	 sein.	 Viele	 Funktionen	 des	
Gesundheitswesen	 sind	 ohne	 die	 Krankenkassen	 nicht	 realisierbar.	 Welche	
Gesundheitsleistungen	 bei	 den	 Kindern	 ankommen	 und	 welche	 Interessen	 für	 Kinder	
korrekturbedürftig	sind,	können	am	besten	die	Eltern	bewerten.		
	

3)	 Dass	 der	 Beiratsvorsitz	 von	 der	 Vertreterin	 oder	 dem	 Vertreter	 des	 für	 die	 öffentlichen	
Gesundheitsvorsorge	 zuständigen	 Ministeriums	 geführt	 wird	 (§3,	 Abs.	 7	 neu),	 ist	 weder	
begründet	 noch	 von	 Seiten	 der	 Fachkompetenz	 oder	 der	 Transparenz	 und	 Kontrollfunktion	
sinnvoll.	 Laut	 Gesetz	 soll	 der	 Beirat	 nicht	 nur	 die	 Früherkennungsuntersuchungen	 festlegen	
sondern	 soll	 auch	 „darauf	 hinwirken,	 dass	 das	 HKVZ	 seine	 Aufgaben	 ordnungsgemäß	
wahrnimmt.	Er	legt	im	Einvernehmen	mit	dem	HKVZ	Grundsätze	für	den	Untersuchungsumfang	
und	 den	 Umgang	 mit	 Daten	 und	 Untersuchungsmaterial	 fest.“	 So	 muss	 der	 Beirat	 auch	 die	
Qualität	 der	 Untersuchungen	 durch	 das	 HKVZ	 und	 die	 wissenschaftliche	 Erforschung	 deren	
Auswirkungen	 auf	 die	 Gesundheit	 der	 Bevölkerung	 (§3,	 Abs.	 4)	 überprüfen.	 	 Die	 dazu	
notwendige	 Unabhängigkeit	 des	 Beirates	 ist	 nicht	 gewährleistet,	 wenn	 der	 Vorsitz	 durch	 das	
zuständige	 Ministerium	 erfolgt.	 Der	 Vorsitzende	 sollte	 aus	 dem	 Kreis	 der	 übrigen	
Beiratsmitglieder	 gewählt	 werden,	 im	 Gesetz	 sollten	 verbindlich	mindestens	 2	 Sitzungen	 des	
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Beirates	pro	Jahr	festgelegt	werden	und	der	Vorsitzende	des	Beirates	sollte	(nach	dem	Vorbild	
Schweden)	 einmal	 im	 Jahr	 vor	 dem	 Landtag	 zur	 Lage	 der	 Kinder	 und	 Jugendlichen	 bzw.	 des	
Kindergesundheitsschutzes	in	Hessen	berichten.		
	

4)	 Die	 Prävention	 sollte	 im	 neuen	 hessischen	 Kindergesundheitsschutz	 auf	 die	 Risiko-Familien	
unter	 Einzug	 der	 Schwangerschaft	 mit	 dem	 Angebot	 früher	 multiprofessioneller	 Hilfe	
ausgeweitet	 werden.	 Ein	 Vertreter	 der	 Geburtshilfe	 im	 Beirat	 wäre	 dementsprechend	
naheliegend.		

	 Ferner	sollte	gewährleistet	sein,	dass	die	gesamte	Gruppe	der	chronisch	kranken	Kindern	(incl.	
Kinder	mit	seltenen	Erkrankungen)	z.B.	in	Sozialpädiatrischen	Zentren	(SPZ)	unter	Federführung	
der	 in	 dem	 speziellen	 Organgebiet	 der	 jeweiligen	 Patienten	 ausgebildeten	 Kinder-	 und	
Jugendmedizinern	betreut	wird.		

	 Besondere	Vorsorge	verdient	die	 zunehmende	Zahl	 von	psychosomatisch	erkrankten	Kindern,	
die	im	Kontext	komplexer	Familienkonstellationen	zu	behandeln	sind.		

		 Um	die	ambulante	Versorgung	chronisch	kranker	Kinder	in	der	Familie	sicher	zu	stellen,	ist	das	
Angebot	 an	 familienpsychosomatischer	 und	 pflegerischer	 Betreuung	 zu	 verbessern	 bzw.	 zu	
überprüfen.	
	

5)	 Gemäß	Gen-Diagnostik-Gesetz	müsste	im	neuen	Gesetz	konsekutiv	festgelegt	werden,	dass	die	
Restblutproben	aus	dem	Neugeborenen-Screening	vernichtet	werden.	
	

Gemäß	der	etablierten	Standards	und	Kompetenzen	der	medizinischen	Versorgung	und	Prävention	
sollte	 im	 neuen	 Gesetz	 die	 Notwendigkeit	 einer	 strukturierten	 nachhaltigen	 Qualitätssicherung	
(incl.	 short-term-tracking	 und	 long-term-tracking,	 interdisziplinäre	 Kooperation	 der	 Jugendämter	
mit	 der	 ambulanten	 und	 stationären	 Kinder-	 und	 Jugendmedizin)	 verankert	 werden.	 In	 einer	
kooperativen	Struktur	der	hessischen	Universitätskinderkliniken	sollte	die	Qualitätssicherung	(incl.	
Transparenz)	für	folgende	Bereiche	gewährleistet	werden:	 	

A) Vertrauensstelle		
B) Hör-Screening	bei	Neugeborenen		
C) Screening	auf	Stoffwechsel-	und	Hormon-Störungen	bei	Neugeborenen	
D) Sprach-Screening	
E) Screening	auf	angeborene	Herzfehler	bei	Neugeborenen	
F) Koordinierungsstelle	für	Kinderschutzzentren	

	
	
Mit	freundlichen	Grüßen,	
	

 
Univ.-Prof.	Dr.	K.-P.	Zimmer	
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